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Bericht und Antrag 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlag 
einer Richtlinie des Rates betreffend die Verringerung der Wasser- 
verschmutzung durch die Zellstoffabriken in den Mitgliedstaaten 
— Drucksache 7/3212 — 

A. Problem 

Die Gewässerverschmutzung durch die abwasserintensiven Be- 
triebe der Zellstoffindustrie bedarf der Verringerung. Ferner 
bedürfen die Anforderungen, die in den Mitgliedstaaten hin- 
sichtlich einer Emission gewässerbelastender Stoffe gestellt 
werden, der Harmonisierung. 


B. Lösung 

Festlegung von Emissionsnormen für abbaubare organische 
Substanzen und Schwebstoffe, die abhängig vom Produkt, von 
der Art der Produktion und von der Art der Abwasserbehand- 
lung sind. Bei bestehenden Anlagen sollen die Schadstoffemis- 
sionen innerhalb von zehn Jahren nach Inkrafttreten der Richt- 
linie auf die Normwerte reduziert werden. Bei Neuanlagen 
und bei Erweiterung bestehender Anlagen sollen die Emissions- 
normen bereits zwölf Monate nach Inbetriebnahme eingehalten 
werden. Weiterhin sollen bei Ableitungen in Gezeitengewässer 
maximal für zehn Jahre Abweichungen von den Normen mög- 
lich sein. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

öffentliche Haushalte werden durch die Richtlinie nicht belastet. 
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A. Bericht der Abgeordneten Biechele und Wittmann (Straubing) 


Der Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften wurde mit Datum vom 5. Februar 
1975 beim Deutschen Bundestag eingebracht und von 
diesem in der 150. Sitzung am 24. Februar 1975 dem 
Innenausschuß zur Beratung überwiesen. Der Innen- 
ausschuß hat seine Beratung in der Sitzung am 
21. Januar 1976 abgeschlossen. 

Der Vorschlag der Kommission bezweckt, eine 
Verringerung der Gewässerverschmutzung durch die 
Abwässer der Zellstoffindustrie herbeizuführen und 
ferner die Anforderungen zu harmonisieren, die in 
den Mitgliedstaaten hinsichtlich einer Emission ge- 
wässerbelastender Stoffe gestellt werden. Der Vor- 
schlag sieht Emissionsnormen für abbaubare orga- 
nische Substanzen und für Schwebstoffe vor, die ab- 
hängig sind vom Produkt, von der Art der Produk- 
tion und von der Art der Abwasserbehandlung. Bei 
bestehenden Anlagen sollten die Schadstoffemis- 
sionen innerhalb von zehn Jahren nach Inkrafttreten 
der Richtlinie auf die Normwerte reduziert werden. 
Bei Neuanlagen und bei Erweiterung bestehender 
Anlagen sollen die Emissionsnormen bereits zwölf 
Monate nach Inbetriebnahme eingehalten werden. 
Ferner ist vorgesehen, daß bei Ableitungen in Ge- 
zeitengewässer maximal für zehn Jahre Abweichun- 
gen von den Normen möglich sind. 

Der Innenausschuß sieht in dem Richtlinienvor- 
schlag einen Beitrag zur Harmonisierung der Wett- 
bewerbsbedingungen in der Zellstoffindustrie der 
Europäischen Gemeinschaft. Er hält die darin ent- 
haltene Festlegung branchenbezogener Abwasser- 
emissionswerte für einen geeigneten Ansatzpunkt 
zu einer Konzeption zur Verminderung der Gewäs- 
serverschmutzung durch industrielle Abwasserein- 
leitungen. 

Solche Emissionswerte können allerdings nur Min- 
destwerte sein. Aus wasserwirtschaftlichen Grün- 
den ist es unerläßlich, bei Einleitungen in weniger 
leistungsfähige Vorfluter verschärfte Anforderungen 
zu stellen. Die Zulässigkeit verschärfter Anforde- 
rungen muß deshalb klargestellt werden, um schwer- 
wiegende wasserwirtschaftliche Nachteile zu ver- 
meiden. 

Die mit der Richtlinie verfolgten Ziele können je- 
doch nach Auffassung des Innenausschusses nur er- 
reicht werden, wenn die Richtlinie Maßstäbe setzt, 
die technisch und wasserwirtschaftlich vertretbar 


sind. Hierzu ergeben sich insbesondere folgende Be- 
denken und Anregungen: 

— die in Artikeln 2 und 3 vorgesehenen Fristen 
können zu einer Verzögerung in den Bemühun- 
gen um den Gewässerschutz und um die Har- 
monisierung der Wettbewerbsbedingungen füh- 
ren, 

— - die Möglichkeit nach Artikel 4, bei Einleitungen 
in Gezeitengewässer Erleichterungen zuzulassen, 
ist mit der Zielsetzung der Richtlinie nicht ver- 
einbar, 

— Aufbau und Werte der Tabelle in der Anlage 
zu der Richtlinie tragen dem Harmonisierungs- 
ziel sowie den Belangen des Gewässerschutzes 
nicht ausreichend Rechnung, 

— die Differenzierungen der zulässigen Emissions- 
werte, z. B. nach der Art des Abwasserbehand- 
lungsverfahrens, sind nicht gerechtfertigt. Emis- 
sionsnormen sollten die Anwendung der jeweils 
in Betracht kommenden Verfahren nach den all- 
gemein anerkannten Regeln der Technik berück- 
sichtigen und für jeden Einleiter in gleicher 
Weise verbindlich sein, 

— im Hinblick auf die besondere Beschaffenheit der 
Abwässer der Zellstoffindustrie, die abwasser- 
technische Entwicklung und einen möglichst ge- 
ringen Meßaufwand ist es notwendig, als Begren- 
zungsparameter für die organische Belastung des 
Abwassers der Zellstoffindustrie den chemischen 
Sauerstoffbedarf (CSB) in die Richtlinie einzu- 
führen. 

Der Innenausschuß weist ausdrücklich darauf hin, 
daß auf der Grundlage der bestehenden Rechtsvor- 
schriften in der Bundesrepublik Deutschland bereits 
heute die Einleitung von Abwässern auch aus Zell- 
stoffabriken in dem jeweils erforderlichen Umfang 
nach Menge und Beschaffenheit beschränkt wird, 
und zwar teilweise weitergehend, als es der Richt- 
linienentwurf vorsieht. 

In der Richtlinie muß daher sichergestellt werden, 
daß die Einführung der Richtlinie nicht zu einer 
Verschlechterung der Gewässergüte führen darf. 

Zu den einzelnen Vorschriften wird auf die Be- 
gründung des Vorschlags der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften — Drucksache 7/3212 — 
verwiesen. 


Bonn, den 18. Februar 1976 


Biechele Wittmann (Straubing) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften — Druck- 
sache 7/3212 — wird zur Kenntnis genommen. 

2. Der Bundestag geht von der Erwartung aus, daß in dem Richtlinienvorschlag 
sichergestellt wird, daß die Einführung der Richtlinie nicht zu einer Verschlech- 
terung der Gewässergüte führt. 


Bonn, den 18. Februar 1976 


Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender 


Biechele Wittmann (Straubing) 

Berichterstatter 
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